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Kommission 6 „Innere Sicherheit,
Katastrophenschutz und Rettungsdienste“
Helma Kuhn-Theis, MdL

Vorsitzende

Empfehlung

zu
Neubewertung der Atomenergie und Aufzeigen eines möglichen Ausstiegsszenarios mit den damit verbundenen Konsequenzen - Sicherheit und Gesundheit der Menschen haben Vorrang
Das Erdbeben und die anschließende Flutwelle in Japan haben für die dortige Bevölkerung eine Katastrophe unvorstellbaren Ausmaßes verursacht. 

Die wahre Dimension der mit diesem Erdbeben verbundenen Katastrophe im Kernkraftwerk Fukushima und ihrer weltweiten Folgen ist derweil noch gar nicht absehbar.

Der Interregionale Parlamentarier-Rat steht in der Verantwortung für das Wohl der 11,8 Millionen Menschen in der Großregion und darüber hinaus. Er sieht sich in der Pflicht, die berechtigten Anliegen der Menschen ernst zu nehmen und gemeinsame Lösungen aufzuzeigen.
Der Interregionale Parlamentarier-Rat erkennt und anerkennt die Sorgen und Ängste einer breiten Bevölkerungsmehrheit vor den Folgen einer möglichen, von den Atomkraftwerken in der Großregion und in Europa ausgehenden atomare Katastrophe. Insofern unterstützt er den friedlichen Protest, der aller Orten stattfindet, auf die potenziellen Gefahren der Atomkraft hinweist und für diese sensibilisiert. Exemplarisch drückt sich dieser Protest aus in Unterschriftenaktionen, Protestmärschen und Kundgebungen gegen das zentral in der Großregion und damit im Herzen Europas gelegene Kernkraftwerk Cattenom, in dem es in den vergangenen Jahren immer wieder zu Zwischenfällen gekommen ist.
Der Interregionale Parlamentarier-Rat ist sich bewusst und verdeutlicht die Tatsache, dass radioaktive Strahlung und Verstrahlung vor Grenzen nicht haltmacht.

Für den Interregionalen Parlamentarier-Rat stellt der größte anzunehmende Unfall im Atomkraftwerk Fukushima deshalb einen Einschnitt dar.
Der Interregionale Parlamentarier-Rat konstatiert, dass es angesichts von Naturkatastrophen, von menschlichem oder technischem Versagen sowie von möglichen terroristischen Anschlägen auf Kernkraftwerke eine absolute Sicherheit und Beherrschbarkeit der Atomenergie nicht gibt.

Der Interregionale Parlamentarier-Rat fordert daher einen schnellstmöglichen Ausstieg aus der Atomenergie auf Grundlage eines nachvollziehbaren Ausstiegsszenarios, das verbunden ist mit Kompensationsmaßnahmen in Form eines gleichzeitigen Aufbaus und Ausbaus der Nutzung von regenerativen Energien. Dabei dürfen Energiepreise nicht zur sozialen Frage werden.
Der Interregionale Parlamentarier-Rat ist sich dabei der Tatsache bewusst, dass die Energiepolitik in den Händen der jeweiligen Regierungen liegt und dass die verschiedenen Teile der Großregion in unterschiedlich starkem Umfang mit Atomstrom versorgt werden. Ein für alle geltendes Ausstiegsszenario kann sich damit durchaus in unterschiedlichen Geschwindigkeiten vollziehen.

Der Interregionale Parlamentarier-Rat ist sich ebenfalls bewusst, dass mit dem Betreiben von Atomkraftwerken zahlreiche Arbeitsplätze verbunden sind, die im Rahmen des beschriebenen Ausstiegsszenarios sozial verträglich abgebaut beziehungsweise überführt werden müssen in den Bereich der regenerativen Energien.
Der Interregionale Parlamentarier-Rat erkennt, dass sämtliche Körperschaften in der Großregion ein Netzwerk zur Überwachung der Radioaktivität für die regelmäßige Messung der Radionuklide sowie eine Warn- und Informationsanlage für die Bürger entwickelt haben. Es hat sich hierbei als notwendig erwiesen, die Überwachungsprotokolle in Einklang zu bringen und laufende Informationen über die von Kernkraftwerken, wie z. B. Cattenom, ausgestrahlte Radioaktivität gemeinsam zu nutzen.

Auf dem Weg zum endgültigen Ausstieg aus der Atomenergie fordert der Interregionale Parlamentarier-Rat zunächst verschiedene Zwischenschritte und Sofortmaßnahmen als unmittelbare Reaktion auf die japanische Reaktorkatastrophe:
· Der Interregionale Parlamentarier-Rat fordert alle Sicherheitsverantwortlichen auf, die bestehenden Sicherheitsstandards der Kernkraftwerke zu überprüfen und alle Atomanlagen einem strengen und einheitlichen „Stresstest“ zu unterziehen, der auch alle extremen Szenarien wie z. B. Flugzeugabstürze und terroristische Angriffe einschließt. Der Interregionale Parlamentarier-Rat fordert die Möglichkeit für alle Teile der Großregion, eigene unabhängige Experten an der Durchführung und der Bewertung dieser Stresstests teilnehmen zu lassen. Die Kraftwerksbetreiber werden darüber hinaus aufgefordert, bestehende grenzüberschreitende Notfallpläne zu überarbeiten, um so eine höchstmögliche Sicherheit für die Bevölkerung und die Arbeitskräfte zu gewährleisten.
· Der Interregionale Parlamentarier-Rat fordert als Folge dieser Stresstests alte beziehungsweise veraltete und nicht mehr dem neusten Stand der Sicherheitstechnik entsprechende Kraftwerke unverzüglich und dauerhaft abzuschalten.

· Der Interregionale Parlamentarier-Rat fordert die Betreiber der Kernkraftwerke sowie auch alle im Genehmigungs- und Überwachungsprozess Beteiligten auf, die bestehenden Kommunikationswege auf ihre Aktualität und Wirksamkeit hin zu überprüfen und zu optimieren.

Nur eine bestmögliche Informationspolitik aller Betroffenen wird dem berechtigten Sicherheitsinteresse der Bevölkerung in der Großregion und weit darüber hinaus gerecht und kann auch in Notfallzeiten ein schnelles und besonnenes Handeln ermöglichen.

· Der Interregionale Parlamentarier-Rat fordert darüber hinaus die zeitnahe Vernetzung der regionalen Radioaktivitäts-Überwachungsstellen und die gemeinsame Nutzung der Warn- und Informationsanlagen für die Öffentlichkeit. Außerdem fordert er die betroffenen Behörden auf, sämtliche Maßnahmen zu ergreifen, die für die zeitige Schaffung eines effektiven Radioaktivitäts-Überwachungsnetzwerkes für die Großregion erforderlich sind.
· Unabhängig vom Ausgang der Stresstests fordert der Interregionale Parlamentarier-Rat im Zusammenhang mit der Diskussion über die theoretische Laufzeit der Kernkraftwerke eine verbindliche Begrenzung der Restlaufzeit aller Kernkraftwerke, insbesondere der beiden Kernkraftwerke in der Großregion Cattenom und Tihange.

· Der Interregionale Parlamentarier-Rat fordert die Kommission der Europäischen Union auf, die EU-Richtlinie über die Sicherheit kerntechnischer Anlagen von 2009 zu verstärken und eine umfassende zivilrechtliche Haftung der Betreiber im Fall eines Unfalls oder Zwischenfalls vorzusehen.

· Der Interregionale Parlamentarier-Rat fordert abschließend, dass alle mit diesem Thema verbundenen Initiativen in der Großregion gebündelt werden. Hierzu soll das Haus der Großregion in Luxemburg als zentrale Anlaufstelle dienen.

Der Interregionale Parlamentarier-Rat richtet diese Empfehlung an:

· die Regierung des Großherzogtums Luxemburg,

· die Regierung der Französischen Gemeinschaft Belgiens,

· die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens,

· die Regierung der wallonischen Region,
· die Landesregierung von Rheinland-Pfalz,

· die Landesregierung des Saarlandes,
· den Präfekten der Region Lorraine,

· den Conseil Régional de Lorraine

und darüber hinaus an

· die Regierung der Bundesrepublik Deutschlands,

· die Regierung der Französischen Republik,

· die Regierung des Königreichs Belgien,
· die Kommission der Europäischen Union,

· die Abgeordneten des Europäischen Parlamentes aus der Großregion
sowie nachrichtlich an

· den Wirtschafts- und Sozialausschuss der Großregion.

Metz, 10. Juni 2011

